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Einleitung 

§ 1 Problemstellung 

Seit jeher gehört die Frage nach den Rechtsfolgen einer wirksamen 
Pfändung zu den Grundfragen der Zwangsvollstreckungslehre. Das 
Gesetz spricht in § 804 ZPO ausschließlich von dem durch die Pfändung 
bewirkten Pfändungspfandrecht zugunsten des Gläubigers. Seit den 
Ausführungen Steins zu den Grundfragen der Zwangsvollstreckung1 

gehört darüber hinaus die Erkenntnis, daß mit der wirksamen Pfän-
dung außer dem Pfändungspfandrecht die Verstrickung der Pfandsache 
entsteht, zu dem ebenfalls unangefochtenen Besitzstand der Prozeß-
rechtslehre. Betrachtet man diese beiden Pfändungsfolgen nebenein-
ander, so ergeben sie - jedenfalls nach den privatrechtliehen Auf-
fassungen vom Pfändungspfandrecht2 - ein abgeschlossenes Bild der 
Zwangsvollstreckung. Während die Verstrickung die hoheitliche Seite 
der Zwangsvollstreckung darstellt, gewährt das Pfändungspfandrecht 
nicht nur den privatrechtliehen Schutz des Gläubigers, sondern stellt 
auch den Rechtsgrund zum Behaltendürfen des Erlöses dar. 

Doch mit der Erkenntnis, daß die Verstrickung die hoheitliche 
Gebundenheit der Pfandsache für den Staat bedeutet, hat man gleich-
zeitig eine weitere - privatrechtliche - Rechtsfolge der Pfändung 
anerkannt: Das Verfügungsverbot nach §§ 135, 136 BGB. Nach der 
Definition von Stein3 ist die Wirkung der Pfändung die Verstrickung, 
"d. h. die rechtliche Gebundenheit für den Staat ... , wenn auch zu-
gunsten des Gläubigers. Vermöge dieser Gebundenheit unterliegt der 
Schuldner dem Verbot der Veräußerung, soweit durch sie der Gegen-
stand der Zwangsvollstreckung entzogen werden würde". Mit anderen 
Worten, die Verstrickung bedingt begriffsnotwendig ein Verfügungs-
verbot nach §§ 135, 136 BGB, das den Schuldner zugunsten des 
Gläubigers in seiner Verfügungsmacht über den gepfändeten Gegen-

1 Stein, Grundfragen der Zwangsvollstreckung, S. 26 ff. 
2 Die Verfasserin geht in ihren Ausführungen grundsätzlich von der 

gemischt privat-öffentlich-rechtlichen Theorie vom Pfändungspfandrecht 
aus. Auf den Streit um die Rechtsnatur des Pfändungspfandrechtes wird 
allerdings immer dann eingegangen werden, wenn sich aus den unterschied-
lichen Ansichten hierzu Konsequenzen für die Frage nach dem Verfügungs-
verbot als Pfändungsfolge ergeben. 

a Stein, Grundfragen, S. 26. 
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stand beschränkt. Diese Folgerung wird allgemein anerkannt, so daß 
es ebenfalls zum (fast) gesicherten Gedankengut gehört, daß die 
Pfändung neben Verstrickung und Pfändungspfandrecht ein Ver-
fügungsverbot bewirkt. 

Während nun der Streit um Rechtsnatur und Rechtsfolgen von 
Pfändungspfandrecht und Verstrickung einen immer größeren Raum 
in der Zivilprozeßrechtslehre einnahm4, finden sich bis in die jüngste 
Zeit kaum Abhandlungen, die sich eingehend mit dem Verfügungs-
verbot als Folge der Zwangsvollstreckung befassen. Diese mehr neben-
sächliche Behandlung des Verfügungsverbotes als Folge der Pfändung 
wird verständlich, wenn man die Wirkungen dieses Verfügungsverbotes 
in der Zwangsvollstreckung näher untersucht. Die §§ 135, 136 BGB 
beschränken in ihrer Anwendung auf die Zwangsvollstreckung in 
Sachen den Schuldner in der Verfügungsmacht über sein gepfändetes 
Eigentum. Der Schuldner kann also über die gepfändete Sache nicht 
mehr in einer den Gläubiger schädigenden Weise verfügen; eine 
Eigentumsübertragung an einen Dritten ist dem Gläubiger gegenüber 
unwirksam. Diese den Gläubiger schützende Funktion des Verfügungs-
verbotes versagt aber genau in dem Fall, in dem auch der Schutz durch 
das Pfändungspfandrecht versagt. Dabei handelt es sich um den Fall 
des gutgläubigen Erwerbs durch einen Dritten, da in § 135 II BGB die 
Vorschriften der §§ 932 ff. BGB für anwendbar erklärt werden. Der 
Schutz durch ein Verfügungsverbot sichert den Gläubiger in der 
Zwangsvollstreckung also nicht mehr als das Pfändungspfandrecht, das 
nach § 936 BGB ebenfalls dem gutgläubigen Erwerb durch einen 
Dritten weicht. Bei näherem Betrachten ergibt sich also, daß es sich 
bei dem Verfügungsverbot in der Zwangsvollstreckung - nach der 
heute h. L. - um eine Rechtsfolge handelt, die zwar den Gang der 
Zwangsvollstreckung nicht behindert, ihn aber auch nicht fördert. 
Angesichts dieser scheinbar praktischen Nutzlosigkeit mußte das Ver-
fügungsverbot eine Randerscheinung in der Prozeßrechtsdogmatik 
bleiben. 

Die Tatsache, daß sich bisher nicht die Notwendigkeit ergeben hat, 
dem Gläubiger neben der positiv dinglichen Sicherung durch das 
Pfändungspfandrecht noch eine ergänzende negative Sicherung durch 
ein Verfügungsverbot zu gewähren, zeigt aber gleichzeitig das Unbe-
friedigende an der heutigen Rechtsauffassung. Nach dieser Auffassung 
bewirkt nämlich die Pfändung begriffsnotwendig eine Rechtsfolge, die 
praktisch ohne Wert ist. So ist es eigentlich erstaunlich, daß erst in 
neuester Zeit Zweifel an der begrifflichen Notwendigkeit dieser Rechts-

' Siehe bezüglich der Frage nach der Rechtsnatur des Pfändungspfand-
rechtes nur die Arbeiten von Martin und Huber und bezüglich der Verstrik-
kung die von Schwinge und P. Geib. 
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folge geäußert worden sind. Gerhard Huber5 hat im Jahre 1970 die 
Frage nach dem Verfügungsverbot als Folge der Zwangsvollstreckung 
im Rahmen einer größeren Abhandlung zum Gegenstand genauerer 
Überlegungen gemacht. Er hat anhand einer Untersuchung zum 
Beschlagnahmecharakter der Pfändung aufgezeigt, daß die These, die 
Verstrickung bedeute die rechtliche Gebundenheit der Pfandsache für 
den Staat, vermöge der der Schuldner dem Verbot der Veräußerung 
unterliege, doch nicht so unangreifbar ist, wie bisher angenommen 
wurde. Huber kommt in seinen Überlegungen zu dem Ergebnis, daß 
"die Beschlagnahme lediglich einen verfahrensrechtlichen Zustand, 
nämlich die Verstrickung, herbeiführt, die dem Vollstreckungsorgan nur 
die tatsächliche Sachherrschaft über die Sache verschafft"6, "und auf 
die Verfügungsbefugnis des Betroffenen unmittelbar ohne Einfluß" 
ist.7 Huber beschränkt seine Ausführungen jedoch ausschließlich auf 
die Pfändung beweglicher Sachen8, da er sich durch die Fassung des 
§ 829 I 2 ZPO, betreffend die Pfändung von Forderungen, gezwungen 
meint, ein Verfügungsverbot als Folge dieser Zwangsvollstreckungsart 
anerkennen zu müssen. § 829 I 2 ZPO sieht nämlich im Gegensatz zu 
den §§ 808 ff. ZPO vor, daß an den Schuldner das Gebot zu erlassen 
ist, sich jeder Verfügung über die Forderung zu enthalten. Weiterhin 
läßt er die Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen außer 
Betracht, da § 23 ZVG ein Verfügungsverbot ausdrücklich vorsieht. 

Wenn Hubers Ausführungen auch noch keine umfassende Antwort 
auf die Frage nach dem Verfügungsverbot als Folge der Pfändung 
geben können9 , so zeigen sie doch die Notwendigkeit, diese Frage zum 
Gegenstand einer selbständigen Untersuchung zu machen. Sollte sich 
nämlich Hubers These, die Verstrickung sei ohne Einfluß auf die 
Verfügungsbefugnis des Schuldners, als richtig herausstellen, so wäre 
die Auffassung, die Pfändung bewirke hinsichtlich beweglicher Sachen 
neben Verstrickung und Pfändungspfandrecht ein Verfügungsverbot 
nach §§ 135, 136 BGB, abzulehnen. Sollte seine These sich dagegen als 
unrichtig herausstellen, so muß untersucht werden, welche Aufgaben 
dann dem Verfügungsverbot in der Zwangsvollstreckung zukommen. 
Jedenfalls ist die heutige Rechtsauffassung, derzufolge die Zwangs-
vollstreckung ein solches Verbot bewirkt, ohne daß es ersichtliche 
Auswirkungen hat, nicht im Interesse einer klaren und in ihren Rechts-
folgen überschaubaren Zwangsvollstreckung1o. 

Ii Huber, Die Versteigerung gepfändeter Sachen, S. 46 ff. 
& Huber, S. 57. 
1 Huber, S. 57. 
s Huber, S. 54. 
u Siehe insbesondere hierzu die Kritik von Gaul, FamRZ 72, 533 ff. (534). 
1o Wie wenig man sich heute über die Bedeutung des Verfügungsverbotes 

in der Zwangsvollstreckung im klaren ist, zeigen folgende Bemerkungen 


